
OBERLANDESGERICHT  OLDENBURG 
 
 

 
 

Im Namen des Volkes 
 

Urteil 
 
 
 
1 U 51/16 
10 O 146/15 Landgericht Osnabrück 

Verkündet am 1. Februar 2018 
 
……. Justizangestellte 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

 
 
 
In dem Rechtsstreit 
 
…..,  
 
 Beklagter, Berufungskläger und Berufungsbeklagter,  
 
Prozessbevollmächtigte:  
Rechtsanwälte  
 
gegen 
 
………,  
 
 Klägerin, Berufungsbeklagte und Berufungsklägerin,  
 
Prozessbevollmächtigte:  
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte   
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hat der 1. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Oldenburg durch den vorsitzenden 

Richter am Oberlandesgericht ………, die Richterin am Oberlandesgericht 

……….und die Richterin am Oberlandesgericht ………. auf die mündliche Ver-

handlung vom 11. Januar 2018 für Recht erkannt: 

 

 

Auf die Berufung der Klägerin wird unter Zurückweisung der Berufung 
im Übrigen das am 08.09.2016 verkündete Urteil des Einzelrichters der 
10. Zivilkammer des Landgerichts Osnabrück geändert und wie folgt 
neu gefasst: 
 
Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 56.000 € zuzüglich Zinsen 
in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 
16.10.2014 zu zahlen. 
 
Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, der Klägerin den 
Schaden zu ersetzen, der sich infolge des Rücktausches der Klageforde-
rung zu 1. von Euro in US-Dollar aus einer Verschlechterung des Wech-
selkurses zwischen Euro und US-Dollar seit dem 16. Oktober 2014 
(Wechselkurs 1,00 € = 1,2803 $) bis zum vollständigen Ausgleich der 
Klageforderung nach Ziffer 1. ergibt. 

 
Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin weitere 1.954,46 € nebst 
Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 
dem 04.02.2015 zu zahlen. 
 
Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 
 
Die Berufung des Beklagten wird zurückgewiesen. 

 
Die Kosten des Rechtsstreits hat der Beklagte zu tragen. 
 
Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Der Beklagte darf die Zwangs-
vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des auf-
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grund des Urteils zu vollstreckenden Betrages abwenden, wenn nicht 
die Klägerin vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des 
zu vollstreckenden Betrages leistet. 
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Gründe 
I. 

Die Klägerin begehrt vom Beklagten die Rückabwicklung eines Kaufvertrages über 

das Pferd C…… 

 

Die Klägerin ist US-amerikanische Staatsbürgerin mit Wohnsitz in New York. Der 

Beklagte ist wohnhaft in Deutschland, Salzbergen.  

 

Die Klägerin begann, nachdem sie bereits als Kind geritten war, im Jahre 2010 im 

Alter von 58 Jahren Reitunterricht zu nehmen. Auf Empfehlung ihres Trainers..... er-

warb sie im Jahre 2011 vom Beklagten ein fünfjähriges und ein sechsjähriges Pferd. 

Das jüngere Pferd konnte von der Klägerin als Reitanfängerin nicht geritten werden. 

Das ältere Pferd konnte wegen gesundheitlicher Probleme nur eingeschränkt geritten 

werden.  

 

Im Juli 2012 beabsichtigte die Klägerin den Erwerb eines neuen Pferdes. Sie suchte 

ein braves bzw. umgängliches und leichtrittiges sowie lektionssicheres Pferd, das für 

sie als Reiterin mit geringen Erfahrungen bzw. als Lehrpferd („schoolmaster“) geeig-

net sein sollte. Der Beklagte erklärte sich bereit, ein Pferd mit einem solchen Anfor-

derungsprofil für die Klägerin zu suchen. 

 

Im Sommer 2012 stellte ihr der Beklagte einen achtjährigen Holsteiner vor, dessen 

Erwerb für sie als Reitanfängerin nicht in Frage kam. Bei einem weiteren Besuch der 

Klägerin in Deutschland im März 2013 stellte der Beklagte ihr unter anderem das 

neunjährige Pferd C…… für einen Kaufpreis von 55.000 € vor. Die Klägerin ritt das 

Pferd bei den Voreigentümern, der Zuchtgemeinschaft B....., dreimal zur Probe, wo-

bei das Pferd beim Aufsitzen jeweils festgehalten worden ist. Auch ihr Trainer ritt das 

Pferd zur Probe. Die Klägerin entschied sich, das Pferd zu kaufen. 

 

Die Parteien vereinbarten, dass das Pferd C..... zum Hof der mit der Klägerin be-

freundeten Familie..... in B…… geliefert werden sollte, die einen Ausbildungsstall für 

Pferde betreiben. C..... sollte von Dr. …….. X..... zunächst weiter ausgebildet werden, 

wofür diese eine Vergütung von 1.000 € erhalten sollte.  
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Mit E-Mail an den Beklagten vom 25.04.2013 (Anlage K 1) bestätigte die Klägerin, 

dass sie das Pferd zum Kaufpreis von 55.000 € kaufen wolle und bat ihn um die Mit-

teilung seiner Bankdaten.  

 

Nachdem der Beklagte mit E-Mail vom 19.04.2013 (Anlage K 2) seine Bankdaten 

mitgeteilt hatte, überwies die Klägerin am 30.04.2013 einen Betrag von insgesamt 

56.000 € auf das vom Beklagten angegebene Konto. Der Beklagte leitete einen Teil-

betrag von 1.000 € vereinbarungsgemäß an Dr. X..... weiter. 

 

Am 07.05.2013 lieferte der Beklagte das Pferd auf dem Hof der Familie ..... ab. Am 

selben oder am folgenden Tag begann zunächst der im Ausbildungsstall tätige Berei-

ter D..... mit dem Pferd umzugehen, es zu longieren und zu reiten. Im Anschluss ver-

suchte Dr. X....., das Pferd zu reiten. Dabei kam es jeweils aufgrund des Verhaltens 

des Pferdes zu Schwierigkeiten, wobei die Einzelheiten zwischen den Parteien strei-

tig sind. 

 

Am 09.05.2013 entschied sich die Klägerin nach Rücksprache mit Dr. X..... und R..... 

....., dass sie am Kauf des Pferdes nicht festhalten wollte.  

 

Am 10.05.2013 rief R.....  beim Beklagten an und teilte ihm mit, dass das Pferd äu-

ßerst schwer zu handhaben und gefährlich sei und für die Klägerin als Reitanfängerin 

ungeeignet sei. Noch am selben Tag ließ der Beklagte das Pferd abholen und erhielt 

zugleich 1.000 € von Dr. X..... zurück. 

 

Nach der Abholung des Pferdes hatten die Parteien telefonischen Kontakt. Der Be-

klagte versuchte, die Klägerin davon zu überzeugen, dass das Pferd für sie geeignet 

sei und sie es behalten solle. Die Klägerin lehnte dies ab.  

 

Am 16.05.2013 übersandte die Klägerin dem Beklagten eine Email (Anlage K 7), die 

(aus dem Englischen übersetzt) folgenden Inhalt hatte: 

 
 „Ich habe gestern mit R…. über C..... gesprochen und die Situation geschildert. C..... ist 

schon im Umgang kein sicheres Pferd für mich. Ich kann kein Pferd kaufen, das nicht 
logiert werden kann. Ich habe nicht die Möglichkeiten, ein solches Pferd selbständig zu 
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handhaben und es gibt sehr viele Situationen, wo ich beim Reiten auf mich allein ge-
stellt bin, ohne Hilfe. Niemand hatte mir zuvor diese Probleme von C..... geschildert 
und wenn ich es vor meiner Reise nach Deutschland gewusst hätte, dass das Pferd 
überhaupt nicht longiert werden kann, hätte ich es von Anfang an als nicht in Betracht 
kommend zurückgewiesen. Ich bin eine Amateurreiterin, die ein Pferd kaufen will als 
Lehrpferd, geeignet für einen Amateurreiter. Selbst wenn die geschilderten Probleme 
mit C..... durch einen Profi in den Griff zu kriegen sind, kann ich für mich nicht das Risi-
ko in Kauf nehmen, von einem Pferd verletzt zu werden, das ich aufgrund seiner Ei-
genschaften nicht kontrollieren kann. 

 
 Es tut mir leid, C..... muss zurück. Ich werde das Pferd nicht nehmen. Meine Bankda-

ten mit der Rücküberweisung des Kaufpreises teile ich dir nachstehend mit.(…)“ 
 

In der Folgezeit zahlte der Beklagte den Kaufpreis nicht zurück. 

 

Mit Schreiben ihrer Prozessbevollmächtigten vom 30.09.2014 forderte die Klägerin 

den Beklagten unter Fristsetzung bis zum 15.10.2014 erfolglos zur Rückzahlung von 

56.000 € auf. 

 

Der Beklagte führte gegen die Voreigentümer einen Parallelrechtsstreit vor dem 

Landgericht Osnabrück (Az. 4 O 1701/14), in dem er diese auf Rückabwicklung eines 

Kaufvertrages über das Pferd C..... in Anspruch nahm. Das Landgericht Osnabrück 

hat die Klage abgewiesen 

 

Die Klägerin hat geltend gemacht, dass mit dem Beklagten am 25.04./29.04.2013 ein 

mündlicher Kaufvertrag über das Pferd C..... zustande gekommen sei. Der Beklagte 

habe seinerseits das Pferd von den Voreigentümern erworben und an sie weiterver-

äußert. Der Kaufvertrag mit dem Beklagten sei rückabzuwickeln, weil das erworbene 

Pferd mangelhaft sei. Es habe nicht die vereinbarte Beschaffenheit aufgewiesen 

bzw. sich nicht für die vertraglich vorausgesetzte Nutzung geeignet. Das Pferd sei für 

sie als Reiterin mit geringen Erfahrungen bzw. als Lehrpferd nicht geeignet. Das 

Pferd sei aggressiv, lasse keinen Reiter aufsteigen und lasse sich auch nicht longie-

ren. Diese Verhaltensauffälligkeiten hätten sich bereits bei der Übergabe am 

07.05.2013 bzw. bei den Reit- und Longierversuchen auf dem Hof der Familie ..... 

gezeigt. Darüber hinaus habe der Beklagte zugesichert, dass das Pferd im Dressur-

reiten innerhalb von sechs Monaten von der M-Klasse (mittlere Leistungsklasse) bis 

zur S-Klasse (schwere Leistungsklasse) trainiert werden könne. Auch dies treffe nicht 

zu. Im Übrigen sei der Kauf unabhängig vom tatsächlichen Vorliegen eines Sach-

mangels bereits aus dem Grunde rückabzuwickeln, dass der Beklagte das Pferd am 
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10.05.2013 vorbehaltlos zurückgenommen und sich zudem in einem späteren Tele-

fonat mit der Klägerin ausdrücklich mit einer Rückabwicklung einverstanden erklärt 

habe. Seit der Abholung verfüge der Beklagte selbstbestimmt über das Pferd und 

habe mindestens einmal versucht, dieses zu veräußern.  Hilfsweise hat die Klägerin 

die Auffassung vertreten, dass der Kaufvertrag wegen sittenwidriger Überhöhung des 

Kaufpreises nach § 138 BGB nichtig sei. 

 

Der Beklagte hat die Auffassung vertreten, dass zwischen der Klägerin und ihm ein 

Kaufvertrag nicht zustande gekommen sei. Hierzu hat er geltend gemacht, er habe 

den Kauf des Pferdes lediglich „vermittelt“, was der Klägerin bekannt gewesen sei. 

Von den seitens der Klägerin überwiesenen 55.000 € habe er einen Betrag von 

16.000 € als Kaufpreis an die Voreigentümer weitergeleitet. Die übrigen 39.000 € 

seien Vermittlungsprovisionen gewesen. Jedenfalls sei ein angeblich mit ihm zustan-

de gekommener Kaufvertrag nicht wegen einer Mangelhaftigkeit des Pferdes rückab-

zuwickeln. Da die Klägerin und ihr Trainer das Pferd wiederholt zur Probe geritten 

hätten, sei er davon ausgegangen, dass das Pferd den Vorstellungen der Klägerin 

entspreche. Er sei ihm lediglich bekannt gewesen, dass sich das Pferd ungern lon-

gieren lasse und es beim Aufsteigen festgehalten werden müsse. Dies stelle aber 

keinen Sachmangel dar. Die Klägerin habe im Rahmen des Probereitens auch erfah-

ren, dass das Pferd beim Aufsitzen festgehalten werden müsse und es schreckhaft 

reagiere, wenn man versuche, sich auf dem Pferd die Jacke auszuziehen. Im Übri-

gen habe er sich mit einer Rückabwicklung des Kaufes nicht einverstanden erklärt. 

Er habe das Pferd am 10.05.2013 nur deshalb abgeholt, weil er die Ursachen für die 

Probleme mit dem Pferd habe klären wollen. Er habe mit der Klägerin vereinbart, 

dass er die angeblichen Mängel des Pferdes im eigenen Namen gegenüber den 

Voreigentümern geltend machen und für sie eine Rückabwicklung klären sollte, weil 

die Klägerin die Führung eines Rechtsstreits in Deutschland gescheut habe. Ferner 

sei vereinbart worden, dass er im Falle des Durchsetzens etwaiger Ansprüche gegen 

die Voreigentümer für den bereits gezahlten Kaufpreis ein neues Pferd für die Kläge-

rin suchen solle. Schließlich habe er die (zurück-) erhaltenen 1.000 € auf Anweisung 

der Klägerin mit Versorgungs- und Unterstellkosten verrechnet, die ihm seit der 

Rücknahme des Pferdes in Höhe von 22.790 € entstanden seien. 
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Das Landgericht hat der Klage im angefochtenen Urteil, auf das wegen der Anträge 

und der Entscheidungsgründe Bezug genommen wird, teilweise stattgegeben und 

den Beklagten verurteilt, an die Klägerin einen Betrag in Höhe von 40.000 € zu zah-

len; im Übrigen hat es die Klage als unbegründet abgewiesen. Hiergegen haben bei-

de Parteien Berufung eingelegt. 

 

Die Berufung der Klägerin macht im Wesentlichen geltend, entgegen der Auffassung 

des Landgerichts sei mit dem Beklagten ein Kaufvertrag über das Pferd C..... zustan-

de gekommen. Die Klägerin habe mit Email vom 25.04.2013 gegenüber dem Beklag-

ten bestätigt, dass sie das Pferd von ihm für den vereinbarten Kaufpreis von 55.000 

€ kaufen wolle. Spätestens nach Überweisung des Kaufpreises auf das vom Beklag-

ten mit Email vom 29.04.2013 mitgeteilte Konto sei der Kaufvertrag über das Pferd 

zustande gekommen, und zwar mit dem Beklagten persönlich. Dieser habe zu kei-

nem Zeitpunkt der Klägerin gegenüber deutlich gemacht, dass er selbst nicht Verkäu-

fer sei und den Kauf nur vermittle. Er habe auch den Parallelrechtsstreit vor dem 

Landgericht Osnabrück im eigenen Namen gegen die Voreigentümer geführt. Der mit 

dem Beklagten zustande gekommene Kaufvertrag sei infolge der vorbehaltlosen 

Rücknahme des Pferdes in ein Rückgewährschuldverhältnis umgewandelt worden. 

Zudem sei entgegen der Auffassung des Landgerichts der geltend gemachte Wech-

selkursschaden zu ersetzen. Im Übrigen wiederholt und vertieft die Klägerin ihr erst-

instanzliches Vorbringen. 

 

Die Klägerin beantragt unter Zurückweisung der Berufung des Beklagten, 

  

 das angefochtene Urteil zu ändern und 

 

 1. die Beklagte zu verurteilen, an sie 56.000 € zuzüglich Zinsen in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 16. Oktober 2014 zu zahlen, 

 

 2. festzustellen, dass der Beklagte verpflichtet ist, ihr den Schaden zu ersetzen, 

der sich infolge eines Rücktausches der Klageforderung zu 1. von Euro und 

US-Dollar aus einer Verschlechterung des Wechselkurses zwischen Euro und 

US-Dollar seit dem Wechsel der US-Dollar in Euro am 30. April 2013 (Wechsel-
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kurs 1,00 € = 1,341291973 $) bis zum vollständigen Ausgleich der Klageforde-

rung nach Ziffer 1 ergibt, 

 

 3. hilfsweise festzustellen, dass der Beklagte verpflichtet ist, ihr den Schaden zu 

ersetzen, der sich infolge des Rücktausches der Klageforderung zu 1. von Euro 

in US-Dollar aus einer Verschlechterung des Wechselkurses zwischen Euro 

und US-Dollar seit dem 16. Oktober 2014 (Wechselkurs 1,00 € = 1,2803 $) bis 

zum vollständigen Ausgleich der Klageforderung nach Ziffer 1. ergibt,  

 

 4. den Beklagten zu verurteilen, an sie weitere 1.954,46 € nebst Zinsen in Höhe 

von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 04.02.2015 zu zahlen. 

 

Der Beklagte beantragt unter Zurückweisung der Berufung der Klägerin, 

 

 das angefochtene Urteil zu ändern und die Klage abzuweisen. 

 

 Die Berufung des Beklagten macht im Wesentlichen geltend, der Klägerin stehe ein 

Anspruch auf Rückzahlungen der Provisionen von 39.000 € nicht zu, weil entgegen 

der Auffassung des Landgerichts zwischen den Parteien ein Vermittlungsvertrag zu-

stande gekommen sei. Da im Übrigen ein Kaufvertrag nicht geschlossen worden und 

die Klägerin nach wie vor Eigentümerin des Pferdes sei, habe der Beklagte einen 

Anspruch auf Erstattung von Versorgungs- und Unterstellkosten für das Pferd, mit 

denen er hilfsweise die Aufrechnung erkläre. Wegen der Einzelheiten wird auf die 

Berufungsbegründung vom 29.11.2016 in Bezug genommen. 

 

 Im Termin zur mündlichen Verhandlung am 29.06.2017 hat der Beklagte auf Vorhalt 

und Nachfrage des Senats ausdrücklich klargestellt, dass er an seinem Vorbringen, 

wonach er den Kauf des Pferdes lediglich vermittelt habe bzw. ein Vermittlungsver-

trag bestanden habe, nicht weiter festhalte.  

 

 Mit Schriftsatz vom 13.07.2017 hat der Beklagte ergänzend vorgetragen, dass das 

Pferd nach der Anlieferung auf dem Hof der Familie ..... lediglich empfindlich auf die 

dortigen Gegebenheiten reagiert habe und daher habe abgeholt werden müssen. In 

dem Stall hätten sich seinerzeit junge Hengste zur Ausbildung befunden. An sich 
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handele es sich bei C..... um ein braves und leicht zu handhabendes Pferd. Da das 

Pferd folglich die vereinbarte Beschaffenheit aufgewiesen habe, sei die Klägerin nicht 

berechtigt, vom Kaufvertrag zurückzutreten. Jedenfalls hätte sie eine Gelegenheit zur 

Mängelbeseitigung geben müssen, was nicht erfolgt sei. Eine Mängelbeseitigung 

wäre möglich gewesen. 

 

Der Senat hat die Parteien gemäß § 141 ZPO angehört und Beweis erhoben durch 

Vernehmung der Zeugen Dr. X....., R...... und D..... sowie Einholung eines mündli-

chen Gutachtens der Sachverständigen Dr. B...... Zum Ergebnis der Beweisaufnah-

me wird auf die Sitzungsniederschrift vom 11.01.2018 verwiesen.  

 

Die Akten im Rechtsstreit vor dem Landgericht Osnabrück (Az. 4 O 1701/14) 

waren Gegenstand der mündlichen Verhandlung. 

 

II. 
 

Die zulässige Berufung der Klägerin ist begründet. Die Berufung des Beklagten hat in 

der Sache keinen Erfolg. 

 

A. Berufung der Klägerin 

 

1) Der Klägerin steht gegen den Beklagten ein Anspruch auf Rückzahlung des Kauf-

preises von 55.000 € gemäß § 346 BGB in Verbindung mit §§ 433, 434 Abs. 1, 437 

Nr. 2 BGB zu. 

 

a) Die Parteien haben einen Kaufvertrag über das Pferd C..... zu einem Kaufpreis 

von 55.000 € geschlossen.  

 

Eine Einigung über den Erwerb des Pferdes könnte bereits durch mündliche Erklä-

rungen nach der Besichtigung des Pferdes bzw. den durchgeführten Proberitten sei-

tens der Klägerin im März bzw. April 2013 zustande gekommen sein. Jedenfalls aber 

ergibt sich ein Vertragsschluss daraus, dass die Klägerin gegenüber dem Beklagten 

mit E-Mail vom 25.04.2013 (Anlage K 1) bestätigte, dass sie beabsichtige, das Pferd 

für den vereinbarten Kaufpreis von 55.000 € zu erwerben, und sie daraufhin am 
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30.04.2013 – nachdem der Beklagte auf ihre Bitte hin mit Email vom 29.04.2013 (An-

lage K 2) seine Kontoverbindung mitgeteilt hatte – den genannten Kaufpreis an den 

Beklagten überwiesen hat. Spätestens mit der Zahlung des Kaufpreises hat die Klä-

gerin ein Angebot über den Erwerb des Pferdes angenommen. Der Beklagte hat den 

Kaufpreis unstreitig erhalten und das Pferd vereinbarungsgemäß am 07.05.2013 

zum Hof der Familie ..... geliefert.  

 

Soweit der Beklagte ursprünglich geltend gemacht hat, dass der Kaufvertrag nicht mit 

ihm persönlich, sondern mit der Zuchtgemeinschaft …und Z..... als den Voreigentü-

mern zustande gekommen sei, weil er den Kauf des Pferdes lediglich „vermittelt“ ha-

be, hält er an diesem Vorbringen – wie auf Nachfrage im Termin vor dem Senat am 

29.06.2017 ausdrücklich klargestellt hat – nicht mehr fest. 

 

b) Der geschlossene Kaufvertrag ist gem. Art. 4 Abs. 1 a Rom-I-VO nach deutschem 

Recht zu beurteilen, weil der Beklagte als Verkäufer seinen gewöhnlichen Aufenthalt 

in Deutschland hat. 

 

Die Regelungen des Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über 

den internationalen Warenkauf (CISG) sind nach Art. 2 a CISG nicht anwendbar, da 

es hier um den Kauf eines Pferdes als Ware geht, die nach dem übereinstimmenden 

Vortrag der Parteien für den privaten Gebrauch der Klägerin bestimmt war.  

 

c) Die Klägerin kann vom Beklagten die Rückabwicklung des Pferdekaufs verlangen.  

 

aa) Dies könnte bereits daraus folgen, dass sich die Parteien über eine Rückabwick-

lung geeinigt haben.  

 

Die Klägerin trägt insoweit vor, dass der Beklagte das Pferd am 10.05.2013 vorbe-

haltlos zurückgenommen habe, nachdem ihn R..... angerufen und erklärt habe, dass 

C..... aufgrund von Verhaltensauffälligkeiten „zurück müsse“. Ferner habe sich der 

Beklagte in einem späteren Telefonat mit der Klägerin ausdrücklich mit einer Rück-

abwicklung einverstanden erklärt. Nach den Angaben der Klägerin in ihrer persönli-

chen Anhörung habe der Beklagte „ok, erledigt, frage nie wieder nach dem Pferd“ 
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geäußert. Im Übrigen verfüge der Beklagte seit der Abholung selbstbestimmt über 

das Pferd und habe mindestens einmal versucht, dieses zu veräußern.   

 

Der Beklagte stellt das Vorbringen der Klägerin in Abrede und macht insbesondere 

geltend, dass er das Pferd am 10.05.2013 nur deshalb abgeholt habe, weil er die 

Ursachen für die Probleme habe klären wollen. 

 

bb) Letztlich kann aber die Frage, ob sich die Parteien über eine Rückabwicklung 

geeinigt haben, dahinstehen. Die Klägerin ist jedenfalls wirksam vom Kaufvertrag 

zurückgetreten, weil das erworbene Pferd einen Sachmangel im Sinne des § 434 

Abs. 1 BGB aufwies.  

 

Gemäß § 434 Abs. 1 BGB, der nach § 90 a BGB auf Tiere entsprechend anzuwen-

den ist, ist eine Sache mangelfrei, wenn sie bei Gefahrübergang die vereinbarte Be-

schaffenheit hat. Dies war hier nicht der Fall. 

 

Die Parteien haben eine Beschaffenheitsvereinbarung übereinstimmend jedenfalls 

dahin vorgetragen, dass es sich um ein braves bzw. umgängliches und leichtrittiges 

sowie lektionssicheres Pferd handeln sollte, das für die Klägerin als Reiterin mit ge-

ringen Erfahrungen bzw. als Lehrpferd geeignet sein sollte. In ihrer jeweiligen Anhö-

rung vor dem Senat haben die Parteien dies übereinstimmend bestätigt.  

 

Das Pferd entsprach dieser Beschaffenheitsvereinbarung bei Gefahrübergang nicht. 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme steht zur Überzeugung des Senats fest, 

dass es sich bei C..... nicht um ein umgängliches, leichtrittiges Pferd handelte, das 

für einen Reiter mit geringen Erfahrungen geeignet ist. Das Pferd setzt im Umgang 

vielmehr besondere Erfahrungen voraus und lässt sich insbesondere nicht bzw. nur 

ungern longieren und einen Reiter nicht ohne Weiteres aufsteigen.  

 

Aus den Aussagen der Zeugen R..... und D..... ergibt sich, dass das Pferd entspre-

chende Verhaltensweisen bereits zum Zeitpunkt der Übergabe zeigte.  

Die Zeugen haben übereinstimmend bekundet, dass bereits am Tag der Ablieferung 

des Pferdes durch den Zeugen D....., der seit 30 Jahren Erfahrung im Umgang mit 
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Pferden hat und berufsmäßig 30 bis 40 Pferde im Jahr anreitet, begonnen worden 

sei, mit dem Pferd umzugehen.  

 

Nach dessen Angaben, die der Zeuge R..... bestätigt hat, habe sich C..... schon in 

der Box nicht greifen lassen und sei auch beim Fertigmachen sehr misstrauisch ge-

wesen. Das Pferd habe sich ferner durch ihn nicht longieren lassen, da es versucht 

habe, wegzurennen.  

 

Darüber hinaus haben die Zeugen angegeben, dass sich das Reiten des Pferdes 

durch den Zeugen D..... und anschließend durch die Zeugin Dr. X..... als schwierig 

gestaltet habe, weil bereits ein Aufsteigen nicht ohne Weiteres möglich gewesen sei. 

Das Pferd habe bei dem Versuch des Zeugen D..... aufzusteigen, getänzelt und ver-

sucht auszuweichen. Als die Zeugin Dr. X..... das Pferd anschließend habe reiten 

wollen, habe es beim Aufsteigen durch den Zeugen D..... festgehalten werden müs-

sen. Nachdem man das Pferd einen Tag lang nur gestreichelt, geputzt und ihm Le-

ckerli gegeben habe, um es zu beruhigen, habe die Zeugin Dr. X..... erneut versucht, 

das Pferd zu reiten. Dieses habe sich aber während des Führens in die Reithalle los-

gerissen, sei durch die Halle gerannt, und habe nur mit Schwierigkeiten wieder ein-

gefangen werden können. Auch bei einem weiteren Versuch des Zeugen R....., das 

Pferd in die Halle zu führen, habe es sich erneut losgerissen und sei losgerannt.  

 

Die Zeugen haben das Pferd insgesamt als scheu und ängstlich bzw. nervös und 

unberechenbar und als ein solches beschrieben, das von den Personen, die sich mit 

ihm abgegeben haben, immer „weg gewollt“ habe. Ihre übereinstimmenden Schilde-

rungen des Verhaltens des Pferdes waren nachvollziehbar und in sich schlüssig. Die 

Angaben der Zeugen R....., die mit der Klägerin befreundet sind, ließen auch keine 

Belastungstendenz zum Nachteil des Beklagten erkennen. Die Aussagen der Zeu-

gen waren nach Auffassung des Senats vielmehr unter Berücksichtigung des von 

ihnen gewonnenen persönlichen Eindrucks insgesamt überzeugend und stehen im 

Einklang mit den von der Sachverständigen Dr. B..... getroffenen Feststellungen.  

 

Die Sachverständige Dr. B..... hat in ihrem im Termin zur mündlichen Verhandlung 

am 11.01.2018 erstatteten mündlichen Gutachten bestätigt, dass sich die Schilde-

rungen der Zeugen zum Verhalten des Pferdes prinzipiell mit den eigenen Beobach-



- 14 - 
 
 

tungen gedeckt hätten, die sie bzw. ihr Ehemann Dr. B....., der bereits in dem Paral-

lelrechtsstreit vor dem Landgericht Osnabrück (4 O 1701/14) mit der Erstattung eines 

Gutachtens beauftragt worden war, bei der Begutachtung des Pferdes Anfang 2015 

gemacht hätten. Sie hätten lediglich den Vorteil gehabt, dass sie, anders als die 

Zeugen, vorher gewusst hätten, dass das Pferd Probleme machen soll, so dass sie 

sich im Umgang darauf hätten einstellen können. Sie seien sehr vorsichtig vorgegan-

gen, so dass es insbesondere auch - mit einer besonderen Abtrennung des Lon-

gierzirkels in der Halle - möglich gewesen sei, das Pferd zu longieren. Zudem habe 

das Pferd auch sechsmal geritten werden können, wobei es allerdings jedes Mal ha-

be festgehalten werden müssen. Während es in den ersten Tagen beim Aufsitzen um 

den Reiter herumgelaufen sei, habe es beim letzten Aufsitzen nur noch eine halbe 

Runde gedreht. Ruhig gestanden habe das Pferd aber kein Mal. Wenn man einmal 

aufgesessen habe, sei das Reiten allerdings kein Problem mehr gewesen. Auch hät-

ten sie beim Absitzen keine Probleme beobachtet. 

 

Nach den Feststellungen der Sachverständigen habe das Pferd schon beim norma-

len Umgang sehr sensibel, vorsichtig und ängstlich reagiert, so dass schon insoweit 

besondere Erfahrungen erforderlich seien. Das Problem liege darin, dass das Pferd 

nicht panisch auf Traktoren, Hunde oder andere Pferde reagiert habe, sondern auf 

Menschen. Für einen Anfänger bzw. einen Reiter mit geringen Erfahrungen sei das 

Pferd daher im Umgang zu gefährlich bzw. ungeeignet.  

 

Der Senat hält die Ausführungen der Sachverständigen für plausibel und insgesamt 

überzeugend und schließt sich ihnen an.  

 

Es lässt sich daher nach den vorstehenden Ausführungen mit der erforderlichen Si-

cherheit feststellen, dass das Pferd zum Zeitpunkt der Übergabe nicht der zwischen 

den Parteien getroffenen Beschaffenheitsvereinbarung entsprach. Dafür, dass hier-

von an sich auch der Beklagte ausgeht, spricht bereits, dass er im Parallelrechtsstreit 

vor dem Landgericht Osnabrück (4 O 1701/14) gegen die Voreigentümer selbst unter 

anderem vorgetragen hat, dass das Pferd sich nicht longieren lasse und es für den 

Beritt gänzlich ungeeignet sei, da es ständig versuche, den Beritt zu verweigern, in-

dem es steige und bocke, so dass bei seinem Beritt mit einem erheblichen Verlet-

zungsrisiko zu rechnen sei. Im Übrigen hat die Sachverständige Dr. B..... in der 
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mündlichen Verhandlung vor dem Senat angegeben, dass der Beklagte bei der An-

lieferung des Pferdes zum Zwecke der Begutachtung gewarnt habe, dass C..... nicht 

mehr einzufangen sei, wenn er sich einmal losgerissen habe.  

 

cc) Der Klägerin ist es nicht nach § 442 Abs. 1 BGB verwehrt, sich auf den Sach-

mangel zu berufen. Selbst wenn sie - wie der Beklagte behauptet - während des 

Probereitens erfahren haben sollte, dass sich das Pferd beim Aufsteigen ängstlich 

verhält bzw. etwas schreckhaft reagiert, wenn man versucht, sich auf dem Pferd die 

Jacke auszuziehen, ist gleichwohl nicht davon auszugehen, dass ihr der Sachmangel 

bekannt war oder infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist. Es ist nicht 

erkennbar, dass sie allein aufgrund einer (unterstellten) Kenntnis der genannten Um-

stände darauf hätte schließen müssen, dass das Pferd im Umgang für einen Anfän-

ger bzw. einen Reiter mit geringen Erfahrung insgesamt nicht geeignet ist.  

 

dd) Einer Rückabwicklung des Kaufvertrages steht nicht entgegen, dass die Klägerin 

ohne weitere Fristsetzung zur Nacherfüllung zurückgetreten ist, da dem Beklagten 

eine Nacherfüllung gemäß § 439 Abs. 1 BGB unmöglich war (§ 275 Abs. 1 BGB). 

Eine hier allein in Betracht kommende Lieferung einer Ersatzsache scheidet bereits 

deshalb aus, weil nicht dargelegt oder erkennbar war, dass das Pferd nach dem Wil-

len der Beteiligten zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses austauschbar sein sollte 

(vgl. dazu OLG Frankfurt ZGS 2011, 284). Dagegen spricht bereits, dass sowohl die 

Klägerin als auch ihr Trainer das Pferd wiederholt zur Probe ritten und zu diesem 

Zweck aus den USA nach Deutschland reisen mussten.  

 

Die Klägerin ist nach allem wirksam vom Kaufvertrag zurückgetreten und kann daher 

vom Beklagten die Rückzahlung des Kaufpreises von 55.000 € verlangen (§ 346 

Abs. 1 BGB). 

 

2) Der Zinsanspruch ist aus dem Gesichtspunkt des Verzuges seit dem 16.10.2014 

gemäß §§ 286, 288 Abs. 1 BGB gerechtfertigt.  

 

3) Ferner hat die Klägerin gegen den Beklagten ab Verzugseintritt am 16.10.2014 

einen Anspruch auf Erstattung eines Wechselkursschadens, der ihr durch die verspä-

tete Rückzahlung des Kaufpreises entsteht, so dass der (Hilfs-)Feststellungsantrag 

https://www.juris.de/jportal/portal/t/qpu/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=2&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR001950896BJNE043203819&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/qpu/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=2&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR001950896BJNE026802377&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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zu Ziff. 3 begründet ist. Die Klägerin hat nachvollziehbar vorgetragen, dass sie den 

zu erstattenden Kaufpreis in ihre Heimatwährung umtauschen und durch die Ver-

schlechterung des Wechselkurses zwischen Euro und US-Dollar einen erheblichen 

Kursverlust erleiden wird. Dem ist der Beklagte nicht entgegengetreten. Auf den An-

spruch sind die gesetzlich geschuldeten Verzugszinsen nach Auffassung des Senats 

nicht im Wege der Vorteilsausgleichung anzurechnen, da es sich um nicht de-

ckungsgleiche Schadenspositionen handelt.  

 

4) Darüber hinaus steht der Klägerin ein Anspruch auf Erstattung der vorgerichtlichen 

Rechtsanwaltskosten in Höhe von 1.954,46 € (bei einem Gegenstandswert bis zu 

65.000 €) als Schadensersatz zu (§§ 437 Nr. 3, 280 Abs. 1 BGB). Dass den Beklag-

ten hinsichtlich des Sachmangels kein Verschulden trifft, ist nicht dargelegt oder er-

kennbar. Dagegen spricht vielmehr sein eigenes Vorbringen, wonach ihm bekannt 

gewesen sei, dass sich das Pferd ungern longieren lasse und es beim Aufsteigen 

festgehalten werden müsse. 

 

B. Berufung des Beklagten 

 

Da der Kaufvertrag über das Pferd nach den vorstehenden Ausführungen unter A. 

rückabzuwickeln ist, folgt daraus zugleich, dass die Berufung des Beklagten keinen 

Erfolg hat. Im Übrigen hat der Beklagte im Termin zur mündlichen Verhandlung vor 

dem Senat am 29.06.2017 klargestellt, dass er an seinem bisherigen Vorbringen, 

wonach er den Kaufvertrag lediglich vermittelt habe bzw. ein Vermittlungsvertrag mit 

der Klägerin bestanden habe, nicht mehr festhalte.  

 

Darüber hinaus steht der Klägerin gegen den Beklagten ein Anspruch auf Erstattung 

der zur Weiterleitung an die Zeugin Dr. R..... zusätzlich überwiesenen 1.000 € aus 

den vom Landgericht genannten Gründen gemäß § 812 Abs. 1 BGB zu. Die Beru-

fung des Beklagten verhält sich hierzu nicht.  

 

III. 
 

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 91 Abs. 1, 708 Nr. 10, 711 

ZPO.  
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Gründe für eine Zulassung der Revision bestehen nicht, § 543 Abs. 2 ZPO. Die Sa-

che hat weder grundsätzliche Bedeutung noch erfordert die Fortbildung des Rechts 

oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Revi-

sionsgerichts. 

 

 

 

……….. ………. ………… 
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